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Hinweis - und Auflagenbeschluss

ln dem Rechtssfieit

1. .1.

2.

RAe von Ffeusinger wtd

Partner, Koblenz

Stadtwerke Nerrwied GmbH

RAe Mütle7 Y. P2ilti*r, Koblenz

t.

Die Parteien des Rechtsetreits werden zunächst darauf hingewiesen' däss sich die

Kammer den rechtrichen Au#ührurrgen der zuständrgen Richterin am Amtsgericht

NetrwiedindemHinweis_undAuflagenhescltlussvom0Ü'11,2005anschließt,
wonach die Beklagte zur vollumfassenefl Darlegung der Billigkeit der Erhöhung des

Gasptei'-+es - Unter Einschluss des gesamten Gaspreises - verpflichtet ist'
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Der Beklagten wirü daher noc,lrmals aufgegeben, ihre Kosten. und Gewinnkalkulation

bezüElich der streitgegenständlichen Gaspreise untdr Vorlage der rnaßgebtichen

Bezugsverträge für die Jahre 2004,2005 und 2008 (1. Jahreshälfte) offen zu legen.

her Beklagten wird aufgEgeben, für die angeführten Zeiträume auch

Kqsten (Leitungskosten, Vorhaltekosten, Perso'nalkosten etc.), die

positionen sowie die Gewinnspanne darzulegen und zu belegen. Die

insoweit auch da'rzulegen und zu belegen, dass die Weiter§abe der

Einkaufs'preisefiöhung en die Endverbraucher nicht durch

betrläbswirtschaftliche Maß nahmen hätte abgefan gen werden kö nnen.

die weiteren

Kalkulations-

Beklagte hat

behaupteten

zumUtbare

Der Beklasßen wird zur Erfüllung der Auflagen eine Frist von 4 Wochen gesetzt,

lll.

ln Bezug auf den Aussetzungsantrag der Beklagten mit Schriftsatz vom 15.03.2006

wegen des kartellrechtlichen Verfahrens wird darauf hingewiesen, dass eine

Aussetzung \regen Vorgreillichkeit gern § 14S ZPO nicht in tsetracht kommt. Die

Karnmer schließt sich insoweit der ständigen Rechtsprechung an, vvonach das

kartettrechtliche Prttfungsverfahren keine gegenüber der Ellligkeitskontrolle nach §

815 Abs.3 BGB vorrangige Spezialregelung darstellt (vgl. u.a. AG Heilbronn; WUM

2005, 44gff . m. w. N.).

GleiChwohl erachtet das Gencht die Anordnung des Rutrens des Ve'rfahrens gerrt. §

281 ZPO irn Ftinblick auf die weiteren anhängigen Verfahren bezügllch der Gasp'reise

der Beklagten und die bevorstehende höchstrichterliche Entscheidung über die

streitgegenständliche Problernatik für prozessökonomisch und sinnv0ll' Es ist zu'

eruaften, dass die Entscheidung des Bundesgerichtshofs vorliegt, tre,vor in diesem

Verfahren - rnöglichenrveise na6h Ei nholung eines Sachverstiindigengutachtens eur
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Billigkeit der Gaspreiserhöhung und Zeugenvemehrnungan - eine abschlleßende

Entecheldung getrofien werden kann. Die Partelen werden gebeten rnitzuteilen, ob

ein Ruhen cles Värfalrrens in Bebacht kornmt.

Koblenz, 02. Oiftc'ber 2006

Landgericht; 1 0. Zivllkammer

Die Einzelrichterin

Zieg{er

Richterin


